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Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Testung von Personen in der Produk-

tion von Schlacht- und Zerlegebetrieben im Landkreis Aurich 

Der Landkreis Aurich erlässt gern. § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG1  auf Grundlage der fachaufsicht-

lichen Weisung des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 

Gleichstellung vom 28.06.2021 als zuständige Behörde gern. § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 

S. 3 NGöGD2  die nachstehende Allgemeinverfügung: 

1. In Schlacht- und Zerlegebetrieben des Landkreises Aurich dürfen ab dem 

01.07.2021 nur Personen in der Produktion eingesetzt werden, die mindestens 

einmal pro Woche auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet 

worden sind und dabei ein negatives Testergebnis haben; ausgenommen von 

der Testpflicht durch die Betriebe sind Personen, die ausschließlich hoheitliche 

Aufgaben ausführen. 

2. Der Testverpflichtung unterfällt nicht das Fleischerhandwerk, d. h. Betriebe, 

die ihre Tätigkeiten nach § 1 Abs. 2 der Handwerksordnung handwerksmä-

ßig betreiben und in die Handwerksrolle des zulassungspflichtigen Hand-

werks eingetragen sind und in der Regel nicht mehr als 49 Personen in der 

Produktion tätig werden lassen, oder Betriebe, die in das Verzeichnis des 

zulassungsfreien Handwerks oder handwerksähnlichen Gewerbes einge-

tragen sind und in der Regel nicht mehr als 49 Personen in der Produktion 

tätig werden lassen. 

3. Ausnahmen von der Testpflicht bestehen entsprechend § 7 der COVID-19-

Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 08.05.2021 (BAnz AT 

08.05.2021 V1) für genesene und geimpfte Personen. 

4. Der Landkreis Aurich kann im Einzelfall begründete Ausnahmen von der Test-

verpflichtung zulassen. 

5. Testungen können mittels eines PCR-Tests oder eines 

Antigen-Tests erfolgen. Verwendete Antigentests 

müssen auf der Liste des Bundesinstituts für Arznei-

mittel und Medizinprodukte aufgeführt sein: 
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https://antigen-test.bfarm.de/ords/f?p=110:100:30310029002527 &tz=2:00 

für Schnelltests und 

https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=ANTIGENTESTS-AUF-SARS-COV-

 

2:TESTS-ZUR-EIGENANWENDUNG-DURCH-LAIEN:512646371227 &tz=2:00 

für Selbsttests 

6. Dokumentationen über die Testung sind auf dem Betriebsgelände für mindes-

tens einen Monat vorzuhalten. 

7. Die Kosten des Nachweistests hat der Betriebsinhaber zu tragen. 

8. Für Beschäftigte, die eine SARS-CoV-Infektion durchgemacht haben, gelten die 

vom Robert Koch-Institut veröffentlichten Entlassungskriterien aus der Isolie-

rung für die Wiederaufnahme der Arbeit im Betrieb. 

9. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 29.07.2021 bis zu ihrer Aufhebung, 

längstens jedoch bis einschließlich 25.08.2021. Eine Verlängerung ist vorgese-

hen. 

10. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind gemäß § 28 Abs. 3 in Verbin-

dung mit § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allge-

meinverfügung haben keine aufschiebende Wirkung. 

Hinweis: 

1. Gemäß § 73 Abs. la Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig einer vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 1 oder 2 IfSG zu-

widerhandelt. Diese Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 

25.000,00 € geahndet werden, § 73 Abs. 2 IfSG. Gemäß § 74 Alternative 1 IfSG 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer die 

in § 73 Abs. la Nr. 6 IfSG bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und 

dadurch eine in § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 genannte Krankheit (Coronavirus-

Krankheit-2019 (COVID-19) unter Buchstabe t) benannt), verbreitet. 

Begründung:  

Verschiedene massive Infektionsgeschehen in industriellen Schlacht-und Zerlegebe-

trieben haben gezeigt, dass in diesen Betrieben insbesondere aufgrund der besonderen 

klimatischen Verhältnisse, die für die Fleischverarbeitung erforderlich sind, der Mitar-

beiterstruktur und der Arbeitsorganisation in der Produktion ein erhebliches Risiko für 

massenweise auftretende Infektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 innerhalb der 

Belegschaft besteht. 

Aufgrund erster vorliegender wissenschaftlicher Einschätzungen zu möglichen Ursa-

chen ist davon auszugehen, dass u.a. die Belüftungsanlagen im Zusammenspiel mit der 

für diese Betriebe typischerweise erforderlichen Luftkühlung ein nicht unerhebliches 

Infektionsrisiko bergen. Da zudem noch nicht eindeutig aufgeklärt ist, welche betriebs-

organisatorischen oder technischen Gründe ggf. zusätzlich das Infektionsgeschehen 

begünstigen, muss alles getan werden, um schon den Eintrag möglicher Viren in die 

Betriebe so weit wie möglich zu unterbinden. Deshalb müs-

 

sen die Beschäftigten in der Produktion regelmäßig getestet 

werden. 

Ausgenommen von dieser Verpflichtung sind die Personen, 
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müssen, um die gesetzlich vorgeschriebenen staatlichen und kommunalen Aufsichts-

aufgaben ausführen zu können. Ausnahmen von der Testpflicht bestehen entspre-

chend § 7 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 08.05.2021 

(BAnz AT 08.05.2021 V1) für genesene und geimpfte Personen. 

Das Fleischerhandwerk, das in der Regel kein betriebsfremdes Personal einsetzt, ist von 

der Testpflicht auszunehmen, da in diesen Betrieben die Infektionsgefährdung ver-

gleichsweise geringer ist und die Rückverfolgbarkeit im Falle eines Infektionsgesche-

hens effizienter gewährleistet werden kann als in Betrieben mit einer industriellen 

Arbeitsorganisation. 

Die gewählte Anzahl von bis zu 49 tätigen Personen in der Produktion orientiert sich 

zum einen an der Empfehlung der EU-Kommission für die Definition kleiner Unterneh-

men (Empfehlung 2003/361/EG) mit bis zu 49 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. 

Zum anderen zeigen für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einschlägige Um-

satzzahlen, dass die gewählte Größe geeignet ist, handwerkliche Unternehmen von 

faktisch industriellen Unternehmen abzugrenzen. 

Aufgrund der Erheblichkeit der Auswirkungen für große Teile der Bevölkerung am Bei-

spiel des Ausbruchsgeschehens in einem Schlacht- und Zerlegebetrieb in NRW ist nach 

dem Vorsorgeprinzip eine schnellstmögliche umfassende und landesweit gültige Rege-

lung zur Gefahrenabwehr zu treffen. Dabei ist aufgrund ähnlicher Produktionssituatio-

nen und Mitar-beiterstrukturen eine generalisierende Betrachtungsweise erforderlich, 

auch wenn selbstverständlich die Unternehmen untereinander in den genannten Be-

reichen auch Abwei-chungen aufweisen. Die Vorgaben ermöglichen den Weiterbetrieb 

der Unternehmen und sind angesichts der erheblichen Gesundheitsgefahren für eine 

Vielzahl von Beschäftigten auch verhältnismäßig. Dies gilt umso mehr, da ohne diese 

Gefahrenabwehr durch eine bestmögliche Infektionsvorbeugung der Weiterbetrieb der 

Unternehmen gefährdet ist. 

Ausnahmen von der Testverpflichtung sind zulässig, wenn ein Betrieb darlegen kann, 

dass gegenüber anderen Produktionsbetrieben kein erhöhtes Infektionsrisiko besteht, 

z.B. weil technische oder organisatorische Maßnahmen ergriffen wurden, die geeignet 

sind das In-fektionsrisiko innerhalb des Betriebes erheblich zu reduzieren. Durch die 

Befristung der Weisung ist sichergestellt, dass die Maßnahme dem weiteren Verlauf 

des Coronainfektionsgeschehens angepasst wird. 

Bekanntmachungshinweis  

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben 

(§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG). 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Kla-

ge beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben 

werden. 

In Vertretung 

Smolinski 
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1  Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 

2  Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) 

v. 24.03.2006 (Nds. GVBI. 5. 178), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung. 3 1 3 
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